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Aus für Produktion Weleda stellt am
Standort Huningue abApril 2023
keine homöopathischen und an-
throposophischen Arzneimittel
mehr her. Zudem werden in der
Elsässer Niederlassung «weitere
strukturelle Anpassungen» vor-
genommen. In der Konsequenz
werden bis Ende März bei Wele-
da Frankreich 129 Stellen abge-
baut. Dies gibt der Konzern mit
Hauptsitz in Arlesheim amMon-
tag in einer Mitteilung bekannt.

Weleda gibt an, im Bereich
Arzneimittel in Frankreich in den
vergangenen Jahren einen Um-
satzrückgangvon 70 Prozent ver-
zeichnet zu haben. Dies ist auf
neue gesetzliche Rahmenbedin-
gungen imNachbarland zurück-
zuführen; unter anderem wer-
den homöopathische und anth-
roposophische Arzneimittel von
den Krankenkassen nicht mehr
erstattet.

Entsprechend will der Kon-
zern «die französische Organi-
sationsstruktur neu am Markt
ausrichten». «Soweit möglich
und sinnvoll», werde die indus-
trielleArzneimittelproduktion in
Europa am Standort Deutsch-
land konzentriert.

Einigungmit Sozialpartnern
Wie derMitteilungweiter zu ent-
nehmen ist, sei EndeOktober eine
Einigungmit den Sozialpartnern
erzielt worden. Die Vereinbarung
umfasst auch «geeignete Unter-
stützungsmassnahmen fürdie be-
troffenen Arbeitnehmer:innen».

«Das nun beschlossene Reor-
ganisationsprojekt ist unerläss-
lich, umWeleda Frankreichwie-
der zuwirtschaftlichemErfolg zu
verhelfen.Dochwirbedauern na-
türlich sehr, dass wir viele wert-
volleMitarbeitende gehen lassen
müssen», lässt sich Alois Mayer,
Mitglied derGeschäftsleitung der
Weleda-Gruppe, zitieren.

Während Weleda in Frank-
reich abbaut, hat sie inArlesheim
in die Naturkosmetikproduktion
investiert, und am deutschen
Standort Schwäbisch Gmünd
entsteht bis Anfang 2024 ein
neues Logistikzentrum.

Jan Amsler

Weleda baut
129 Stellen in
Frankreich ab

Nina Jecker

Zwischen einem halben und drei
Prozent der Bevölkerung fühlen
sich laut Studien ihrem biologi-
schenGeschlecht nicht zugehörig
und gelten somit als trans. In vie-
len Fällen äussert sich ein solches
Gefühl bereits bei Kindern, auch
wenn längst nicht jede Bemer-
kung, kein Junge oder Mädchen
mehr sein zuwollen, auf eine blei-
bende Transidentität hinweisen
muss, wie Oberärztin Beatrice
Göschke von der Psychiatrie Ba-
selland im BaZ-Interview sagt.

Wenn der Wunsch, das Ge-
schlecht zu ändern, bei Minder-
jährigen über längere Zeit beste-
hen bleibt, erfolgt in der Regel
eine Abklärung. In Basel-Stadt
passiert diese in einer Spezial-
sprechstunde der pädiatrischen
Endokrinologie amUniversitäts-
Kinderspital beider Basel. SVP-
Grossrat Beat Schallerwollte von
derRegierung erfahren,wie häu-
fig Personen zwischen 14 und 18
Jahren in Basel-Stadt nach einer
derartigen Abklärung die Diag-
nose trans erhalten – und zwar,
weil er offenbar befürchtet, dass
eine zunehmende Zahl von Kin-
dern und Jugendlichen von er-
wachsenen Aktivisten in eine
Transidentität gedrängtwürden.

«Welle» nicht erkennbar
Er spricht von einer «massiven
Welle». Ganz allein ist ermit die-
ser Sorge nicht.Unter anderem in
skandinavischen Ländern spre-
chen Kritikerinnen und Kritiker
vom «trans train» – dem Trans-
zug,weil unteranderem inSchwe-
den gerade bei jungen Frauen die
Anzahl derer, die sich dem fal-
schenGeschlecht zugeordnet füh-
len, deutlich gestiegen ist. Dies,
seitdem derTrend – undmanch-
mal auch das Gesetz – vorgibt,

zuführen, also einenTransitions-
wunsch nicht infrage zu stellen.

Die Zahlen in Basel-Stadtwei-
sen jedoch aktuell keineswegs
auf eine Art Welle hin. In den
letzten zehn Jahren sind imKan-
ton insgesamt 17 Minderjährige
entsprechend abgeklärtworden,
4 davon waren zu diesem Zeit-
punkt jünger als 14 Jahre. 12 der
Jugendlichen, also rund ein Fall
jährlich, wurden danach thera-

piert. In diesemAlter geht es da-
bei in der Regel um die Gabe von
Pubertätsblockern, die etwa das
Einsetzen des Stimmbruchs oder
das weibliche Brustwachstum
verhindern. In einemFall hat sich
in Basel-Stadt ausserdem eine
Jugendliche unter 18 Jahren die
Brüste operativ entfernen lassen.

Interessant ist dabei, dass
Minderjährige dafür nicht zwin-
gend das Einverständnis ihrer

Eltern benötigen. Das Gesetz in
der Schweiz sieht vor, dass Per-
sonen, die in Bezug auf eineme-
dizinische Behandlung für ur-
teilsfähig befunden werden,
selbst darüber entscheiden dür-
fen. Urteilsfähig kann je nach
Eingriff auch ein Mensch unter
18 Jahren sein. Üblicherweise
dürfen Jugendliche eher eigen-
ständig etwa zu Hormonblo-
ckernmit reversiblerWirkung Ja
sagen als zu irreversiblen Schrit-
tenwie einer geschlechtsanglei-
chenden Operation.

Die Haltung der Regierung
Eine weitere Frage widmete
Schaller seiner Sorge,Transakti-
vistinnen und -aktivisten könn-
ten versuchen, Kinder in Basel
bereits in Kitas, Kindergärten
oder Primarschulen so zu beein-
flussen, dass diese später mei-
nen, ebenfalls trans zu sein. Der
SVP-Politikermöchte sogarwis-
sen, ob der Regierungsrat bereit
wäre, entsprechendeAktivitäten
zu verbieten. Diese Fragen be-
antwortet die Basler Regierung
mit einem Satz: Man habe keine
Kenntnis von entsprechenden
Aktivitäten und sehe deshalb kei-
nen Handlungsbedarf.

DerRegierungsrat hält zudem
fest, dass man es begrüsse, dass
Coming-outs «heute aufgrund
der zunehmenden gesellschaft-
lichenAkzeptanz vonTransmen-
schen sowie der besseren Bera-
tungsangebote auch in frühen
Lebensphasen möglich sind».
Die Regierung sei der Ansicht,
dass es zur persönlichen Freiheit
jedes Menschen gehöre, die ei-
gene Geschlechtsidentität selbst-
bestimmt leben zu können. Für
Lehrpersonen gibt es deshalb am
Pädagogischen Zentrum Basel,
welches dem Regierungsrat un-
terstellt ist, entsprechendeWei-
terbildungen.

Medizinische Schritte sind auch ohne
das Okay der Elternmöglich
Basler Transteenager Der Regierungsrat hat Zahlen zum Thema Transgender veröffentlicht. Dabei zeigt sich, dass
nur wenige Minderjährige deswegen behandelt werden. Dennoch sind die Behörden und Schulen sensibilisiert.

Die Basler Regierung begrüsst es, dass Coming-outs heute auch in frühen Lebensphasen
möglich sind. Foto: Getty Images/iStockphoto

Urteilsfähig kann
je nach Eingriff
auch einMensch
unter 18 Jahren
sein.

Am 6. Dezember sind es 30 Jah-
re her, dass die Schweiz in einer
knapp ausgegangenen Abstim-
mung den Beitritt zum EWRab-
gelehnt hat. Den Jahrestag
nimmt die Plattform Schweiz-
Europa zum Anlass, in einem
ungewöhnlichen Aufruf vom
Bundesrat zu verlangen, den
Stillstand in der Europapolitik
unverzüglich zu beenden. 197
Persönlichkeiten und 80 Orga-
nisationen stehen hinter derAk-
tion, darunter 8 ehemalige Bun-
desratsmitglieder.

«Es ist dies der am breitesten
abgestützteAufruf, seit der Bun-
desrat vor eineinhalb Jahren die
Verhandlungen mit der EU ab-
gebrochen hat», sagt die Basel-
bieterin KathrinAmacker, Präsi-
dentin der Plattform Schweiz-
Europa. Der Wind habe in der
Europapolitik gedreht. Die be-
teiligten Persönlichkeiten aus al-
len Landesteilen und die 80 Or-
ganisationen signalisierten dem
Bundesrat, dass er deren Unter-
stützung habe,wenn er über ein
neues bilaterales Paket mit der

Europäischen Union verhandle
und später eine Volksabstim-
mung gewinnen müsse. Ein
mehrheitsfähiges Verhand-
lungsergebnis sei möglich. «Der
Bundesrat muss rasch handeln
und darf nichtweiter Zeit verlie-
ren», sagt die frühere National-
rätin, die auch Präsidentin der
Regio Basiliensis ist.

Regio Basiliensis dabei
Traditionell ist die Regio Basilien-
sis als Schweizer Partnerin der
Oberrhein-Kooperation und als
Kompetenzzentrum zur Förde-
rung der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit am Oberrhein
tätig. Die Interessengruppen in
der Region hätten jedoch in An-
betracht der schwierigen Bezie-
hungen zwischen der Schweiz
und derEUverlangt, dass sich die
Regio Basiliensis über den Peri-
meterOberrhein hinaus engagie-
re, sagte Amacker der BaZ. Des-
halb habe eineDelegation derRe-
gio Basiliensis auch in Berlin und
Paris Gespräche geführt. Und
man unterstütze jetzt auch aktiv

die PlattformSchweiz-Europa bei
dem Aufruf an den Bundesrat.

Der 6. Dezember sei wegen
des EWR-Neins von 1992 ein his-
torisches Datum, geeignet, Ver-
handlungen noch rechtzeitig vor
den eidgenössischen Wahlen
wieder aufzunehmen.Dabei ste-
he nicht ein neuer Anlauf Rich-
tung EWR im Vordergrund. «Es
geht uns darum, dass der Bun-
desrat rasch aktiv wird», sagt
Amacker. Die Probleme, die sich
seit dem Abbruch der Verhand-
lungen vor eineinhalb Jahren
häuften, seien Grund genug, kei-
ne Zeit zu verlieren. Die breite
Unterstützung zeige, dass die
Blockade im Verhältnis zur EU
überwundenwerden könne. Ein
guter Kompromiss sei inzwi-
schenmehrheitsfähig.Die Bezie-
hungen zur EU müssten stabili-
siert werden.

Den Appell an den Bundesrat
haben 8 ehemalige Bundesrats-
mitglieder unterschrieben: Pas-
cal Couchepin, Joseph Deiss,
RuthDreifuss,Arnold Koller,Mo-
ritz Leuenberger,Doris Leuthard,

Ruth Metzler und Samuel
Schmid. Unterstützt wird der
Aufruf national insbesondere
von der FDP, derMitte, denGrün-
liberalen und derEVP.Dabei sind
zudem zahlreiche Wirtschafts-
organisationen, die Jungpartei-
en, europapolitische Interessen-
gruppen sowie die Universitäten.
Mit dabei sind auch grosse Kon-
zerne wie Novartis und Roche.

Aus den beiden Basel haben
rund 20 Persönlichkeiten den
Aufruf unterzeichnet. Unter ih-
nen sind der Basler Regierungs-
präsident Beat Jans, die Baselbie-
ter Regierungsmitglieder Anton
Lauber und Kathrin Schweizer,
die Ständerätinnen Eva Herzog
(SP) und Maya Graf (Grüne), die
früheren Ständeräte Claude Ja-
niak (SP) undRené Rhinow (FDP)
sowie die Nationalratsmitglieder
Sibel Arslan (Grüne), Katja Christ
(GLP), Patricia von Falkenstein
(LDP), Eric Nussbaumer (SP) und
Elisabeth Schneider-Schneiter
(Mitte).

Thomas Dähler

«In der Europapolitik hat sich derWind gedreht»
Aufruf Der Bundesrat wird zumHandeln aufgefordert – von 197 Prominenten und 80 Organisationen.

Elefantennachwuchs
imZolli erwartet
Basel Elefantenbulle Tusker hat
den Auftrag, im Zoo Basel für
Elefantennachwuchs zu sorgen,
für seinenTeil erfüllt: Elefanten-
kuh Heri ist trächtig. Die Geburt
wird in gut einem Jahr erwartet.
Nachdem die BaZ die Medien-
stellemit entsprechenden Infor-
mationen konfrontierte, ent-
schied sich die Direktion am
Montagabend, zuvorzukommen
und die Neuigkeit von sich aus
zu verbreiten. Zuvorwar der ab-
sehbareNachwuchs nicht einmal
in der Belegschaft bekannt. (jam)

StoffgeschäftModesa
schliesst per sofort
Basel Der Stoffladen Modesa an
der Gerbergasse stellt den Be-
trieb per sofort ein. Als Gründe
gibt das Geschäft in einerMittei-
lung vomMontag einen grossen
Kundenrückgang und entspre-
chenden Umsatzverlust an. «In
den vergangenen dreieinhalb
Jahren war die Modesa Basel
mehrfach mit grössten Heraus-
forderungen konfrontiert», wie
es weiter heisst. (red)

Nachrichten

«Der Bundesrat
muss rasch
handeln und
darf nicht weiter
Zeit verlieren.»
Kathrin Amacker
Alt-Nationalrätin und Präsidentin
Plattform Schweiz-Europa


